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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 22. Februar 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Merz und die Richter Gärtner,
Dr. Schmitz und Kirchhof

beschlossen:

Der Antrag des Beklagten auf Be­
richtigung des Tatbestandes des 
Urteils vom 23. November 1989 
wird zurückgewiesen.

G r ü n d e

Der Beklagte hat beantragt, einen Satz in den Entschei­
dungsgründen des Senatsurteils vom 23. November 1989 zu be­
richtigen. Der Satz lautet: "Wie die Prozeßbevollmächtigte 
des Beklagten in der Revisionsverhandlung klargestellt hat, 
will der Beklagte nicht in Abrede stellen, daß die Verjäh­
rung bei Klageerhebung im Vorprozeß bereits eingetreten war" 
(Urteilsumdruck S. 10, 2. Abs.). Nach Darstellung des Be­
klagten hat seine Prozeßbevollmächtigte in der Revisions­
verhandlung lediglich erklärt, er wolle im Rahmen der An­
schlußrevision die Ausführungen des angefochtenen Urteils, 
wonach Verjährung bereits vor Mandatserteilung eingetreten 
gewesen sei, nicht angreifen.

Gegen die Zulässigkeit des auf eine Berichtigung des 
Tatbestandes gemäß § 320 ZPO gerichteten Antrages bestehen
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keine Bedenken. Zum Tatbestand gehört auch das in den Ent­
scheidungsgründen enthaltene tatsächliche Vorbringen, soweit 
ihm verstärkte Beweiskraft gemäß § 314 ZPO zukommt (Zoller/ 
Vollkommer, ZPO 15. Aufl. § 320 Rdnr. 4). Der Tatbestand ei­
nes Revisionsurteils unterliegt zwar grundsätzlich nicht der 
Tatbestandsberichtigung, weil die in ihm enthaltene gekürzte 
Wiedergabe des Parteivorbringens keine urkundliche Beweis­
kraft besitzt (BGH, Beschl. v. 27. Juni 1956 - IV ZR 317/55, 
LM § 320 ZPO Nr. 2). Im vorliegenden Fall geht es jedoch um 
die Wiedergabe einer in der Revisionsverhandlung abgegebenen 
Erklärung. Ihr kann für das weitere Verfahren möglicherwei­
se urkundliche Bedeutung zukommen.

Der Antrag auf Berichtigung des Tatbestandes ist nicht 
begründet. Die Mitglieder des Senats, die bei dem Urteil 
mitgewirkt haben, können sich nicht mehr an den Wortlaut der 
von der Prozeßbevollmächtigten des Beklagten in der Revi­
sionsverhandlung abgegebenen Erklärung erinnern. Damit läßt 
sich eine Unrichtigkeit der darüber in das Urteil aufgenom­
menen Aussage nicht feststellen. Die Mitglieder des Senats

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4
*?/

können sich jedoch noch erinnern, daß die betreffende Äuße­
rung der Prozeßbevollmächtigten des Beklagten nur das Revi­
sionsverfahren betraf und nicht das Geständnis einer in den 
Tatsacheninstanzen umstrittenen Tatsache enthielt.

Merz Gärtner Schmitz Kirchhof
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